
 

 

Communiqué des Gemeinderates zum Urteil des Obergerichts 
 
 
Liebe Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Seit Anfang April kam es im Wasseramt – insbesondere auch in Kriegstetten – zu zahlreichen Bränden, bei 

welchen Brandstiftung im Vordergrund steht. Die intensiven Ermittlungen von Polizei und Staatsanwalt-

schaft haben schliesslich zur Festnahme eines Tatverdächtigen geführt.  

 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft hatte das Haftgericht die Untersuchungshaft für den Beschuldigten ver-

längert. Der Beschuldigte hat zwischenzeitlich gegen den Entscheid des Haftgerichts über Verlängerung 

der Untersuchungshaft Beschwerde erhoben. Die zuständige Beschwerdekammer hat letzten Donnerstag 

entschieden, den Beschuldigten aus der Untersuchungshaft zu entlassen. Das Obergericht bestätigte zwar 

den dringenden Tatverdacht in Bezug auf mindestens elf Brandereignisse, erachtet aber den Haftgrund der 

Wiederholungsgefahr gestützt auf das mittlerweile vorliegende psychiatrische Gutachten als nicht gege-

ben. Die Ermittlungen sind aus Sicht der Staatsanwaltschaft weit fortgeschritten. 

 

Die Nachricht, dass der Beschuldigte aus der Untersuchungshaft entlassen wurde, hat sich in Kriegstetten 

in Windeseile verbreitet. Der Entscheid des Obergerichts hat im Dorf viele Emotionen ausgelöst; insbeson-

dere zeigten viele Unverständnis über das Urteil und Gefühle wie Angst und Besorgnis kamen erneut auf. 

Der Gemeinderat versteht diese Gefühle nur zu gut. Für uns als Gemeinde ist die Sicherheit und das Wohl 

der Bevölkerung das oberste Gebot, und es ist bedrückend, dass wir diesen Leitsatz bei der herrschenden 

Unsicherheit nur beschränkt erfüllen können. Denken Sie aber dran: Wenn die Angst anklopft, schicken Sie 

die Hoffnung an die Tür. 

 

Inhaltlich kann sich der Gemeinderat zum Urteil des Obergerichts nicht äussern, da er die Gewaltenteilung 

und die Unabhängigkeit der Justiz als Grundpfeiler unserer Demokratie akzeptiert. So viel sei jedoch ge-

sagt: Der Entscheid, den Beschuldigten aus der Untersuchungshaft zu entlassen, ist kein Entscheid über 

dessen Schuld oder Unschuld. Das Obergericht bestätigte den dringenden und teilweise sogar erdrücken-

den Tatverdacht gegen den Beschuldigten in Bezug auf die Brandereignisse. Das Verfahren vor dem Rich-

teramt Bucheggberg-Wasseramt wird diesbezüglich Klarheit bringen. 

 

Dass der Beschuldigte entschieden hat, wieder in unser Dorf zurückzukehren, beurteilt der Gemeinderat – 

wie ein überwältigender Teil der Bevölkerung – als unglücklich, zumal er sich dem unweigerlich folgenden 

öffentlichen Pranger schlecht wird entziehen können und die Wahrscheinlichkeit besteht, dass er in ein 

soziales Vakuum geraten wird. So hat auch die Regio Feuerwehr 4566 den Beschuldigten aus der persönli-

chen Diensterbringung entlassen. Der Gemeinderat erachtet eine Rückkehr des Beschuldigten in die Feu-

erwehr als ausgeschlossen, da das Vertrauensverhältnis auf Dauer zerrüttet ist.  

 
Freundliche Grüsse 
 
 
Simon Wiedmer    
Gemeindepräsident     


